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Arbeitsgruppenleiterin des 

Forschungsprojektes PluS-i am 
Institut für Politikwissenschaft 

der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster. 

Pluralisierung lokaler urbaner 
Sicherheitsproduktion 
Einblicke in das Forschungsprojekt PluS-i und erste 
Forschungsergebnisse am Beispiel des ehrenamtlichen 
Polizierens 

Im folgenden Artikel wird das Forschungsprojekt „Pluralisierung lokaler urbaner 
Sicherheitsproduktion – interdisziplinäre Analysen für ein kontextadäquates, legitimes, 
effzientes und effektives plurales Polizieren (PluS-i)“ näher vorgestellt. Das vom deut-
schen Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte fünfjährige 
Projekt befasst sich dabei aus unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen schwer-
punktmäßig mit dem Thema des pluralen Polizierens. Um dem nach wie vor bestehen-
den negativen Klischee von der „Wissenschaft im Elfenbeinturm“ entgegenzuwirken, 
sieht das Forschungsdesign einen regelmäßigen Erfahrungs- und Ergebnisaustausch mit 
der Praxis sowie einen praxisgerechten Wissenstransfer im fünften Projektjahr vor. In 
diesem Artikel werden deshalb neben der Projektvorstellung auch erste Ergebnisse vor-
gestellt, wobei auf die Ausgestaltung des ehrenamtlichen Polizierens in Freiwilligen Po-
lizeidiensten und deren Auswirkungen auf polizeiliches Handeln fokussiert wird. 

FRAUKE REICHL, 
wissenschaftliche Mitarbeiterin 

im Forschungsprojekt PluS-i am 
Institut für Politikwissenschaft 

der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster. 

1. EINLEITUNG les Polizieren als zentraler Forschungs-
In den letzten beiden Jahrzehnten sind im gegenstand und die Zielsetzung des 
Bereich der Herstellung und Aufrecht- Projektes beleuchtet. Im Anschluss wird 
erhaltung von Sicherheit und Ordnung die Forschungskonzeption vorgestellt, in-
neben der Polizei weitere öffentliche Ak- dem der Aufbau und die Struktur sowie 
teure (wie die Kommune) sowie privat- die Datenerhebung erläutert werden. Eine 
wirtschaftliche Akteure und auch bürger- Übersicht des pluralen Polizierens in 
schaftliches Engagement zu beobachten Deutschland sowie die Modelle des Poli-
(Frevel 2017). Diese Pluralisierung der zierens, wie sie sich bisher in den von 
Sicherheitsproduktion oder kurz das „plu- PluS-i ausgewählten Untersuchungsräu-
rale Polizieren“ tritt in vielen weiteren men identifzieren lassen, sind Gegenstand 
europäischen Ländern, z.T. auch deutlich des Abschnittes 3. Der vierte Abschnitt 
fortgeschrittener als in Deutschland, auf befasst sich mit ersten Erkenntnissen zu 
(z.B. Devroe/Terpstra 2015). Das Projekt den Auswirkungen der Pluralisierung auf 
PluS-i beschäftigt sich mit dem Phänomen das polizeiliche Handeln am Beispiel des 
des pluralen Polizierens in Deutschland. ehrenamtlichen Polizierens und ist dem 

Im nachfolgenden Abschnitt erfolgt zu- Anspruch nach einem kontextadäquaten 
nächst eine Einführung in das Projekt PluS-i. Polizieren zuzuordnen. Kontextadäquat 
Neben der Vorstellung und den Beson- bezeichnet dabei situationsangemessenes 
derheiten der Arbeitsgruppe wird plura- und qualifkationsgerechtes, legales und 
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von der Öffentlichkeit akzeptiertes Han-
deln der beteiligten Akteure. Abschließend 
werden die als wesentlich erachteten Er-
gebnisse in Abschnitt 5 zusammengefasst 
und Thesen formuliert, die mit Blick auf 
eine pluralisierte Sicherheitsproduktion 
perspektivisch weiter zu betrachten sind. 

2. DAS PROJEKT PluS-i 
Das Forschungsprojekt „Pluralisierung 
lokaler urbaner Sicherheitsproduktion – 
PluS-i“ ist ein auf fünf Jahre angelegtes 
Forschungsprojekt, das im Juli 2017 seine 
Arbeit am Institut für Politikwissenschaft 
der Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster aufnahm. Das Projekt ist eines 
von insgesamt fünf Projekten, das über die 
BMBF-Fördermaßnahme „Zivile Sicher-
heit – Nachwuchsförderung durch interdis-
ziplinären Kompetenzaufbau“ im Rahmen 
des Programms „Forschung für die zivile 
Sicherheit 2012 bis 2017“ mit einer Ge-
samtzuwendung von 2,2 Mio. Euro geför-
dert wird und explizit die Nachwuchsför-
derung zum Ziel hat. Im Fokus von PluS-i 
steht das plurale Polizieren, unter dem 
das gesamte für Bürgerinnen und Bürger 
sichtbare staatliche, gewerbliche, kommu-
nale sowie bürgerschaftliche Handeln zur 
Gewährleistung oder Aufrechterhaltung 
von Sicherheit und Ordnung verstanden 
wird (Hirschmann/John 2019, 4). Grund-
sätzlich wird im Projekt die Ansicht ver-
treten, dass ein Best Practice-Ansatz des 
Polizierens auf Grund der Heterogenität 
des Phänomens kein geeignetes Analyse-
instrument darstellt. Vielmehr wird ange-
nommen, dass konkrete Ansprüche des 
Polizierens – die der Kontextadäquanz, 
Legitimität, Effzienz und Effektivität – 
erfüllt sein müssen, damit plurales Polizie-
ren langfristig einen entsprechenden Bei-
trag zur Inneren Sicherheit leisten kann. 

2.1 PluS-i Arbeitsgruppe 
Neben der Thematik liegt die Besonder-

heit der Arbeitsgruppe im Forschungs-
design (siehe Abschnitt 2.3) und der Zu-
sammensetzung der Projektmitglieder. 
PluS-i hebt sich von den gängigen BMBF-
geförderten Verbundprojekten ab, die sich 
durch unterschiedliche Konsortialpartner 
auszeichnen und in der Regel nur über ein 
gemeinsames Überthema bei ansonsten 
eigenständigen Teilprojekten verbunden 
sind. PluS-i setzt sich aus einem multi-
disziplinär arbeitenden Team zusammen, 
das ein Forschungsthema gemeinsam an 
einem Standort bearbeitet und die Nach-
wuchsförderung fokussiert. Letztge-
nannter Aspekt wird bspw. auch dadurch 
deutlich, dass die Leitung des Projektes 
nicht professoral geprägt ist. Somit setzt 
sich die Arbeitsgruppe ausschließlich 
aus Nachwuchswissenschaftlerinnen 
und -wissenschaftlern (Postdoktorandin/ 
Projektleiterin, vier Doktorandinnen und 
Doktoranden, drei studentischen Hilfs-
kräften – Stand Februar 2020) zusammen, 
die entsprechend ihrer Herkunftsdisziplin 
mit den jeweiligen Arbeitsschwerpunkten 
im Projekt betraut sind.1 Unterstützung 
fndet das Projekt durch assoziierte Part-
ner sowie durch erfahrene Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, die in Form 
der Mentorenschaft über regelmäßig statt-
fndende Arbeitsgruppentreffen und der 
individuellen Promotionsbetreuung einge-
bunden sind.2 

2.2 Forschungsgegenstand und Ziel-
setzung 
Forschungsgegenstand des Projektes 
PluS-i ist das sichtbare Handeln zur Ge-
währleistung oder Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung in öffentlich zu-
gänglichen Räumen durch eine Vielfalt 
an polizeilichen und nicht-polizeilichen 
Akteuren, wie z.B. gewerblich agierende 
Sicherheitsunternehmen, kommunale Ord-
nungskräfte oder auch bürgerschaftliches 
Engagement. Dabei fndet sich in der Lite-
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ratur keine einheitlich geführte Defnition 
zum Forschungsgegenstand. Um diesen 
jedoch greifbarer zu machen und eindeu-
tig zu defnieren, wurden die Begriffich-
keiten des „Polizierens“ und des „pluralen 
Polizierens“ herangezogen und mit einer 
entsprechenden Arbeitsdefnition hinter-
legt, die dem Raum, der Akteursvielfalt 
und den Maßnahmen Rechnung trägt. Po-
lizieren im PluS-i Kontext wird verstanden 
als: „a) personelle Bewachung und/oder 
b) personelle Bestreifung und/oder c) sicht-
bare technische Überwachung öffentlicher 
und halböffentlicher Räume sowie unmit-
telbar daraus resultierende Maßnahmen. 
Dabei ist das Polizieren mit der Aufgabe 
der Aufrechterhaltung oder Herstellung 
von Sicherheit und Ordnung verbunden, 
gleichwohl wie und von wem Sicherheit und 
Ordnung defniert werden“ (Hirschmann/ 
John 2019, 4). 

Die Akteursvielfalt im Polizieren wird 
als plurales Polizieren bezeichnet, „wo-
runter das koexistente und/oder koopera-
tive Polizieren von mindestens zwei un-
terschiedlichen abgrenzbaren Akteuren in 
deckungsgleichen, sich überschneidenden 
oder aneinander angrenzenden Zuständig-
keitsbereichen zu verstehen ist“ (ebd.). 

Die Akteure des pluralen Polizierens 
umfassen ein weites Spektrum an Kom-
petenzen und Zuständigkeitsbereichen. 
Ihre rechtlichen Handlungsmöglichkeiten 
rangieren von privat (z.B. Hausrecht) bis 
hoheitlich. Dabei werden neben polizeilich 
relevanten Themen auch eine Vielzahl an 
nicht oder weniger polizeilich relevanten 
Themen, wie z.B. Ordnungsaspekte sowie 
soziale Phänomene, bearbeitet. Zentral ist 
zudem die Heterogenität der Vielfalt, da 
sich plurales Polizieren als eine hetero-
gene Entwicklung zeigt und zwar inter-
national wie lokal (siehe hierzu Devroe/ 
Terpstra 2015; Terpstra/van Stokkom 
2015; Terpstra et al. 2013). 

Das Projekt PluS-i knüpft mit einer 
weitergehenden Analyse mit den folgenden 
Zielen an die aktuelle Forschung an: 
u	Identifzierung der existierenden Formen 

des pluralen Polizierens bzw. der Ak-
teurskonstellationen des Polizierens in 
unterschiedlichen städtischen Räumen, 

u	Überführung der identifizierten Ak-
teurskonstellationen in eine Modellbe-
schreibung, 

u	Untersuchung der Modelle unter Zuhil-
fenahme der Aspekte Kontextadäquanz, 
Legitimität, Effzienz und Effektivität 
(siehe hierzu Abschnitt 2.3.1), die als 
zentrale Ansprüche an eine pluralisierte 
urbane Sicherheitsproduktion gestellt 
werden, 

u	ein für Endanwender aus der Praxis at-
traktiver Wissenstransfer, um die Nutz-
barkeit der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse in die Praxis zu erhöhen, 

u	projektbegleitende Qualifzierung und 
Weiterentwicklung der Arbeitsgruppen-
mitglieder im Sinne der Nachwuchsför-
derung. 

Die für das fünfte Projektjahr (2021/2022) 
vorgesehene Arbeit und Diskussion mit 
Praxisvertreterinnen und -vertretern über 
geeignete Verwertungs- bzw. Aufberei-
tungsformate der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse zum pluralen Polizieren soll 
sicherstellen, dass die Erkenntnisse des 
Projektes von der Praxis wahrgenommen 
und die kooperativ erarbeiteten Verwer-
tungsformate auch akzeptiert werden. Um 
den Praxisanschluss nicht zu verlieren, 
fnden seit dem ersten Projektjahr Projekt-
workshops statt, um deren Erfahrungen 
einzubeziehen und eine partizipative In-
terpretation der Forschungsergebnisse bei 
der Übertragung in die Praxis zu erzielen. 
Informationen zu aktuell geplanten Projekt-
veranstaltungen können der Projekthome-
page www.plus-i.de entnommen werden. 

Die Erkenntnisse zu den Pluralisierungs-
modellen und den Anspruchsdimensionen 

www.plus-i.de
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dienen einerseits der Fortführung des wis-
senschaftlichen Diskurses und anderer-
seits auch der wissenschaftlich fundierten 
zukünftigen Ausgestaltung des pluralen 
Polizierens. So sollen u.a. auch Entschei-
dungsträgerinnen und -träger aus Politik 
und Praxis dabei unterstützt werden, die 
Veränderungen in der lokalen Sicherheits-
produktion besser einzuschätzen und die 
damit einhergehenden Handlungsanforde-
rungen und Maßnahmen zur Ausgestal-
tung des Polizierens unter dem Aspekt der 
Pluralisierung entsprechend zu planen und 
zu implementieren (vgl. Hirschmann/John 
2019). 

2.3 Forschungskonzeption 
Das Forschungsdesign des Projektes PluS-i 
ist entsprechend der Arbeitsgruppenstruk-
tur interdisziplinär-integrativ angelegt. 
Hierbei werden soziologische, politikwis-
senschaftliche, wirtschaftswissenschaft-
liche und sozialwissenschaftliche Frage-
stellungen zum pluralen Polizieren im 
urbanen Raum miteinander verbunden. 

Quelle: Hirschmann/John 2019, 6 

Zudem erfolgt eine in Auftrag gegebene 
rechtswissenschaftliche Betrachtung des 
pluralen Polizierens (ebd.). 

2.3.1 Aufbau und Struktur 
Wie Abbildung 1 zu entnehmen ist, glie-
dert sich PluS-i inhaltlich in sieben wis-
senschaftliche Arbeitspakete, die interdis-
ziplinäres Arbeiten ermöglichen. Zudem 
gibt es im Sinne der Nachwuchsförderung 
ein Kompetenzerweiterungs- und ein Ver-
netzungsarbeitspaket. Der nachfolgende 
Blick richtet sich vorranging auf die wis-
senschaftlichen Arbeitspakete. 

Die Fallauswahl und Erschließung des 
Feldzugangs ist Teil des Arbeitspake-
tes 1 und damit – entgegen der sonst üb-
lichen Fallauswahl in Verbundprojekten 
vor der eigentlichen Projektbearbeitung – 
explizit Teil des Forschungsprozesses. 
Dieses erste Arbeitspaket ist abgeschlos-
sen und fünf Untersuchungsstädte (Fälle) 
wurden ausgewählt. Eine Zusammenfas-
sung der Fallauswahl ist Abschnitt 3.1 zu 
entnehmen. Die Modellidentifkation des 

Abb. 1: Forschungskonzeption (Arbeitspaketzusammensetzung) 

Kompetenz­
erweiterungs  u. 
Vernetzungs AP AP 9: Vernetzungsmaßnahmen und Verbreitung der Forschungserkenntnisse in Wissenschaft und Praxis 

AP 8: Maßnahmen zur Weiterqualifzierung und Persönlichkeitsentwicklung 

Wissenschaftliche 
Aspekte 

AP 1: Fallauswahl & Erschließung Feldzugang 

AP 3: Kontextadäquanz 

AP 3.1 
Professionalisierung vs. 
De­Professionalisierung 

AP 3.2 
Bürger(selbst)aktivierung 

vs. professionelle 
Sicherheitsarbeit 

AP 3.3 
Analyse der (relativen) 

Kontextadäquanz 

AP 4: Legitimität 

AP 4.1 
Politischer Einfuss und 

Input­Legitimität 

AP 4.2 
Partizipationsmöglichkeiten 

und Legitimität 

AP 4.3 
Analyse der (relativen) 

Legitimität 

AP 5: Effzienz 

AP 5.1 Identifkation von 
Kostenstrukturen und ­kom­

ponenten sowie weiteren 
relevanten Indikatoren für 

Effzienz 

AP 5.2 Sicherheitsangebot/ 
­nachfrage & 

Anreizkompatibilität 

AP 5.3 
Analyse der (relativen) 

Effzienz 

AP 6: Effektivität 

AP 6.1 Indikatoren für ein 
effektives plurales Polizieren 

AP 6.2 Akzeptanz und 
gesellschaftliche 

Wahrnehmung 

AP 6.3 Effektivität und 
Effektivitätswahrnehmung 

AP 6.4 Analyse der 
(relativen) Effektivität 

AP 7: Perspektivenübergreifende Analyse, Relative Bewertung, Konzept Wissenstransfer, Dokumentation und Publikation 

AP 7.1 Perspektivenübergreifende 
Analyse und relative Bewertung 

AP 7.2 Konzept für einen 
anwendergerechten Wissenstransfer 

AP 7.3 Dokumentation u. 
Publikation für Wiss. & Praxis 

AP 2: Modelle und Entwicklungen des pluralen Polizierens 

AP 2.1 Mapping – Akteurs­
und Strukturanalyse AP 2.2 Praxisanalyse AP 2.3 Policyanalyse AP 2.4 Identifkation von 

Pluralisierungsmodellen 
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pluralen Polizierens unter Berücksichti-
gung möglicher Veränderungen beim Poli-
zieren ist Teil des Arbeitspaketes 2. In den 
Arbeitspaketen 3 bis 6 werden die identi-
fzierten Modelle im Zeitverlauf aus den 
eingangs erwähnten soziologischen, poli-
tikwissenschaftlichen, wirtschaftswissen-
schaftlichen und sozialwissenschaftlichen 
Perspektiven untersucht. Als angenomme-
ne zentrale Ansprüche an ein plurales Poli-
zieren werden dabei die Aspekte der Kon-
textadäquanz der Praxis (Arbeitspaket 3), 
der Legitimität (Arbeitspaket 4), der Eff-
zienz (Arbeitspaket 5) und der Effektivität 
(Arbeitspaket 6) in den Blick genommen 
(siehe hierzu Abbildung 2). 

Quelle: Hirschmann/John 2019, 8 

Abb. 2: Anspruchsdimensionen und Forschungs­
perspektiven 

Zentrale Fragestellungen der angenom-
menen Ansprüche sind dabei (Hirschmann/ 
John 2019, 7): 
u	Welches Qualifkationsniveau der Sich-

erheitskräfte, welche Handlungsweisen 
und Kompetenzen sind notwendig, um 

Sicherheit und Ordnung durch Präsenz 
zu erreichen? Was wird von der Stadt-
bevölkerung gewünscht und erwartet? 
(Kontextadäquanz der Modelle). 

u	Wie werden die unterschiedlichen Mo-
delle von der Stadtbevölkerung wahrge-
nommen? Inwieweit wird das Agieren 
der verschiedenen Akteure akzeptiert? 
Welchen Einfuss haben die Sicherheits-
akteure auf politische Entscheidungen, 
die den Modellen zu Grunde liegen? 
(Legitimität der Modelle). 

u	Lassen sich Kosten und Nutzen der un-
terschiedlichen Modelle erheben? Un-
terscheidet sich die Zahlungsbereitschaft 
der Bürgerschaft für Streifendienste 
verschiedener Sicherheitsakteure? Wie 
effizient sind die unterschiedlichen 
Modelle im Hinblick auf den optimalen 
Einsatz von begrenzten Ressourcen? 
Inwiefern lassen sich Anreize für er-
folgreiches plurales Polizieren setzen? 
(Effzienz der Modelle). 

u	Welche Auswirkungen haben die unter-
schiedlichen Modelle auf das subjektive 
Sicherheitsempfinden und die objek-
tiven Fallzahlen in Deliktsfeldern, die 
durch die Präsenz des Sicherheitsper-
sonals beeinfusst werden (z.B. Straßen-
kriminalität)? Wie wird die Wirksam-
keit der unterschiedlichen Modelle von 
der Stadtbevölkerung und den jewei-
ligen Akteuren selbst wahrgenommen? 
(Effektivität der Modelle). 

Die wissenschaftlichen Arbeitspakete 2 
bis 6 werden durch ein siebentes Arbeits-
paket abgerundet. In diesem siebenten Ar-
beitspaket werden die fünf untersuchten 
Fälle verglichen und einer relativen Mo-
dellbewertung mit Blick auf die vier An-
spruchsdimensionen unterzogen. Im An-
schluss daran sollen Verwertungsformate 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse ge-
meinsam mit der Praxis zur Erhöhung der 
Nutzbarkeit diskutiert werden. 
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2.3.2 Datenerhebung 
Der Methodeneinsatz und die damit ver-
bundenen Datenerhebungsformate sind in 
den einzelnen wissenschaftlichen Arbeits-
paketen defniert und erarbeitet worden. 
Damit folgt die Datenerhebung des Ge-
samtprojektes einem multimethodischen 
Ansatz. Die Datenerhebung zu den in 
Abschnitt 2.3.1 aufgeworfenen Fragen 
erfolgt über Ortsbegehungen und Kartie-
rungen, die Sammlung und Auswertung 
von Dokumenten und Sekundärdaten, die 
Durchführung von qualitativen leitfaden-
gestützten Interviews mit der Praxis der in 
den Untersuchungsstädten identifzierten 
Sicherheitsakteuren sowie standardisierte 
Akteurs- und Bevölkerungsbefragungen. 
Um die Entwicklungen in den Fallstudien 
und damit einhergehende Auswirkungen 
auf das Polizieren zu berücksichtigen, fn-
det die Datenerhebung mit entsprechender 
Datenaufbereitung und -analyse insge-
samt vier Mal während der Projektlaufzeit 
statt. Das mehrphasige Vorgehen als zen-
traler Bestandteil der Forschungskonzep-
tion begründet sich in der anzunehmenden 
Dynamik der Pluralisierungsprozesse und 
-strukturen. Zudem lässt sich die Validität 
der Ergebnisse steigern, da unbekannte 
Variablen eher kompensiert und sich theo-
rieorientierte Elemente wahrscheinlicher 
überprüfen lassen (Hirschmann/John 
2019, 8 f; Scherer/Naab 2013). 

3. PLURALES POLIZIEREN IN 
DEUTSCHEN GROSSSTÄDTEN 

3.1 Übersicht 
Für die Herstellung und Aufrechterhal-
tung von Sicherheit in Deutschland ist die 
Polizei der zentrale Akteur.3 In den letzten 
beiden Jahrzehnten sind jedoch weitere 
öffentliche Akteure (wie die Kommune), 
privatwirtschaftliche Akteure sowie Bür-
gerinnen und Bürger zu beobachten, 
die im Bereich der Sicherheit aktiv sind 

(Frevel 2017). Diese Akteure agieren ins-
besondere im Bereich der Kriminalprä-
vention und dabei in kriminalpräventiven 
Räten (Frevel 2007), sind aber auch im 
öffentlichen und halböffentlichen Raum 
polizierend tätig (Frevel 2017, 1074). 
Polizierende Akteure sind neben der Poli-
zei kommunale Ordnungsdienste (u.a. 
Floeting 2014; Balzer 2018), gewerbliche 
Sicherheitsunternehmen (u.a. Hirschmann 
2016) sowie bürgerschaftliches Engage-
ment, bspw. in Form von Freiwilligen 
Polizeidiensten (u.a. Wurtzbacher 2004; 
Reichl 2018), aber auch Bürgerwehren 
oder Nachbarschaftswachen (u.a. Biren-
heide 2009; Schmidt-Lux 2012). 

Das plurale Polizieren zeigt sich in 
Deutschland in sehr heterogenen For-
men. Infolge des Föderalismus auf Ebene 
der Bundesländer fnden sich bereits Un-
terschiede im Aufbau der Polizei (vgl. 
Frevel 2015, 267). Die landesrechtlichen 
Rahmenbedingungen beeinfussen dabei 
die Existenz weiterer polizierender Ak-
teure: So verfügen bspw. nicht alle Bun-
desländer über eine Angestelltenpolizei, 
wie der Wachpolizei in Hessen. Innerhalb 
der Bundesländer gibt es ebenfalls Unter-
schiede zwischen den Städten: So sind 
nicht in jeder Stadt alle landesrechtlich 
möglichen Akteure, wie bspw. Freiwillige 
Polizeidienste, vertreten. Zudem gibt es 
kommunale Unterschiede hinsichtlich der 
Aktivitäten polizierender Akteure: Bspw. 
werden in Gemeindesatzungen die unter-
schiedlichen konkreten Aufgaben und 
Kompetenzen kommunaler Ordnungs-
dienste geregelt (John et al. 2018). Ab-
schließend lässt sich somit für Deutsch-
land ein plurales Polizieren in vielfältiger 
Ausgestaltung feststellen. 

3.2 Fallauswahl und Modelle 
Wie eingangs erwähnt, war die konkrete 
Fallauswahl Gegenstand des Arbeits-
paketes 1, dessen Ergebnis nachfolgend 
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kurz beschrieben wird. Danach folgt eine 
Ergebnisskizzierung der in den Untersu-
chungsstädten vorfndbaren Modelle des 
pluralen Polizierens, die sich im Rahmen 
der bisherigen Datenerhebungen und 
-auswertungen (62 leitfadengestützte In-
terviews mit der Leitungs- und operativen 
Ebene polizierender Akteure, kommunal-
politische Dokumente) gezeigt haben. 

3.2.1 Fallauswahl 
Ziel der Fallauswahl war die Auswahl von 
fünf exemplarischen deutschen Großstädten, 
in denen möglichst unterschiedliche Modelle 
des pluralen Polizierens verwirklicht sind. 
Gleichzeitig sollten aber möglichst ähnliche 
Rahmenbedingungen, soziodemografsche 
Strukturen sowie die Existenz eines einzel-
nen Stadtkerns, vorhanden sein. Bezüglich 
der Modelle fand eine Konzentration auf die 
Akteurskonstellation statt, da diese für PluS-i 
zentral und zudem gut identifzierbar war. 

Dazu wurden in einem ersten Schritt die 
Rahmenbedingungen auf Landesebene 
betrachtet. Wie bereits erwähnt, ist bspw. 
das ehrenamtliche Polizieren (z.B. im 
Freiwilligen Polizeidienst) nicht in allen 
Bundesländern rechtlich möglich. Zudem 
unterscheiden sich die Akteurskonstella-
tionen auch auf Stadtebene innerhalb 
eines Landes mitunter deutlich, da nicht 
alles landesrechtlich Mögliche auch tat-
sächlich umgesetzt wird. Deswegen wur-
den in einem zweiten Schritt die deutschen 
Großstädte spezifischer betrachtet und 
nach Akteurskonstellationen gruppiert. 
Aus diesen nach Akteurskonstellationen 
gebildeten Gruppen konnten fünf Fälle 
(also Untersuchungsstädte)4 ausgewählt 
werden, wobei einige Städte auf Grund 
von Ausreißern bezüglich ihrer Rahmen-
bedingungen ausgeschlossen wurden.5 

Die ausgewählten Fälle werden aus 
Gründen der Anonymität im Folgenden 
als Stadt A, B, C, D und E bezeichnet. 
Nachfolgende Tabelle (siehe Seite 47) ver-

deutlicht nicht nur die Modelle, sondern 
zudem die Heterogenität der polizierenden 
Sicherheitsakteure in den fünf Städten 
(vgl. ausführlich zur Fallauswahl John et 
al. 2018). 

3.2.2 Modelle des pluralen Polizierens 
In der ersten Erhebungsphase konnten 
für die fünf Untersuchungsstädte fünf 
Modelle pluralen Polizierens identifziert 
werden. Die Anzahl wurde jedoch in der 
ersten Analysephase und im Zuge der 
zweiten Erhebungsphase auf vier Modelle 
korrigiert. 

Diese Modelle umfassen zwei zentrale 
Aspekte: Erstens, den Einfuss von Ak-
teuren auf die Entscheidungsprozesse des 
Polizierens und zweitens, die Rolle der 
Akteure für die Praxis des Polizierens. 
Letzteres meint die Form der Implemen-
tation von Maßnahmen im Kontext von 
Sicherheit und Ordnung bzw. die Ausge-
staltung der Praxis des Polizierens und 
damit einhergehend die Konstellation der 
Akteure und ihre Beziehungen unterei-
nander (vgl. John/Hirschmann o.J.). 

Dem als hybrid bezeichneten Modell ist 
die Untersuchungsstadt A zuzuordnen. In 
diesem Modell entscheiden maßgeblich 
die Polizeibehörden sowie die Kommunal-
politik über die Ausgestaltung des Polizie-
rens. Dem hybriden Modell ist spezifsch, 
dass gewerbliche wie auch öffentliche – 
also kommunale und polizeiliche – Akteure 
eine stark frequentierte Einkaufsprome-
nade bestreifen, die auf Grund ihrer Ge-
staltung einen öffentlichen Charakter auf-
weist, jedoch privat betrieben ist. Somit ist 
hier ein hybrider Raum (halböffentlich), 
wie auch hybrides plurales Polizieren, fest-
stellbar. Insgesamt sind in diesem Modell 
öffentliches – z.B. auch Kooperation zwi-
schen Polizei und Kommune – und ge-
werbliches Polizieren vorfndbar. 

Dem als integrativ bezeichneten Modell 
ist die Untersuchungsstadt B zuzuordnen. 



47 

.SIAK-JOURNAL1/2020

 

 
 

 
 
 

 
 

 
  

    

    

 
    

 
 

 

 
 

     
 

   

 

 

 
 
 

 
  

	 		

	 	 	 	 	

	
	

   

	
	 	 	 	

	
     

	
	 		

	 	
   

	 	 	
	

     
   

           
  

 

Quelle: abgeändert übernommen aus John et al. 2018, 11; ebd., 14. 

Fälle/Großstädte	 
Hybrides	 
Modell	 
Stadt A	 

Integratives	 
Modell	 
Stadt B	 

Öffentliches 
Modell	 

Stadt C/E	 

Behördliches 
Modell 
Stadt D 

Polizeiliches Polizieren 
Bundespolizei, Landespolizei 

x x x x 

Subpolizeiliches Polizieren 
Angestelltenpolizei: Wachpolizei 

x 

Kommunales Polizieren 
Streifendienste kommunaler 
Ordnungsbehörden 

x x x(K+) x(K+) 

Gewerbliches Polizieren 
> besondere Relevanz 
Akteure der privatwirtschaftlichen 
Sicherheitsbranche 

x(G) x(G+) 

Ehrenamtliches Polizieren 
Freiwilliger Polizeidienst, 
Sicherheitswacht, Sicherheitspartner 

x x 

Anmerkungen: K+: Streifendienste der kommunalen Ordnungsbehörden (z.B. auch Stadtpolizei, Vollzugsdienst) mit 
Bewaffnung oder besonders weitgehenden Kompetenzen; G: Akteure der privatwirtschaftlichen Sicherheitsbranche, 
die im halböffentlichen Raum tätig sind; G+: Akteure der privatwirtschaftlichen Sicherheitsbranche, die im öffentlichen 
Raum tätig sind. 

Tab: Akteure des pluralen Polizierens in den PluS­i Untersuchungsstädten 

In diesem Modell entscheiden Behörden 
und kommunalpolitische Gremien über 
die Ausgestaltung des Polizierens. Das 
integrative Modell ähnelt dem hybriden 
dahingehend, dass polizeiliches, kommu-
nales und gewerbliches Polizieren identi-
fziert werden können. Allerdings erfolgt 
in diesem Modell eine Einbindung der ge-
werblichen Sicherheit in das kommunale 
Polizieren. So besitzt Untersuchungsstadt 
B ein gewerbliches Sicherheitsunterneh-
men, das zur Verstärkung des kommuna-
len Ordnungsdienstes bedarfsorientiert 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bereit-
stellt.6 Zudem gibt es Kooperationen zwi-
schen Kommune und Polizei, u.a. in Form 
gemeinsamer Streifengänge von Polizei 
und kommunalem Ordnungsdienst. 

Dem als öffentlich bezeichneten Modell 
sind die Untersuchungsstädte C und E zu-
zuordnen. Wie auch beim hybriden und 
integrativen Modell sind bezüglich der 
Entscheidungen öffentliche Akteure, also 
Behörden und die Kommune, zentral. Je-
doch sind gewerbliche Akteure weniger re-
levant; so gibt es auch keine gemeinsamen 
Streifengänge zwischen öffentlichen und 
gewerblichen Akteuren. In beiden Städten 

polizieren jedoch neben Polizei und Kom-
mune auch subpolizeiliche (Angestellten-
polizei) und ehrenamtliche Akteure, die in 
die Polizei eingebunden sind. 

Dem als behördlich bezeichneten Modell 
ist die Untersuchungsstadt D zuzuordnen. 
Die Entscheidungsfndung liegt maßgeb-
lich bei Behörden, während die Kommu-
nalpolitik deutlich weniger eingebunden 
ist als bei den anderen Modellen. Dem 
Namen entsprechend sind es die Behör-
den, also Polizei und Kommune, die poli-
zierend tätig sind, während die gewerbli-
che Sicherheit ausschließlich im privaten 
Raum agiert. In die Polizei eingebunden 
ist zudem das ehrenamtliche Polizieren 
(vgl. ebd.). 

Im nachfolgenden Abschnitt wird ein 
besonderer Fokus auf das ehrenamtliche 
Polizieren in den Modellen aus polizeili-
cher Sicht gelegt, handelt es sich hier doch 
um einen im Auftrag der Polizei agieren-
den Sicherheitsakteur. Insofern unterschei-
den sich Freiwillige Polizeidienste trotz 
teilweise ähnlicher Aufgaben mitunter 
fundamental von regulär gewerblich7 und 
kommunal polizierenden Akteuren. Dabei 
muss neben der Nähe zur Polizei allerdings 
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auch die Besonderheit des Konstrukts Eh-
renamt, das auf Freiwilligkeit basiert und 
keinen Beruf darstellt, refektiert werden. 

4. AUSWIRKUNGEN AUF DAS 
POLIZEILICHE HANDELN 
DURCH PLURALISIERUNG: DAS 
BEISPIEL EHRENAMTLICHES 
POLIZIEREN 
In drei der fünf Untersuchungsstädte bzw. 
in zwei der vier Modelle fnden sich Formen 
des ehrenamtlichen Polizierens wieder. 
Dabei handelt es sich um Bürgerinnen 
und Bürger, die in die Polizei eingebunden 
sind, indem sie einem Ehrenamt in Frei-
willigen Polizeidiensten oder Sicherheits-
wachten nachgehen.8 Das ehrenamtliche 
Polizieren in den Untersuchungsstädten 
ist jedoch unterschiedlich ausgestaltet. So 
variiert es bspw. in Bezug auf die Bewaff-
nung bzw. Ausrüstung, die Ausbildung 
sowie die rechtlichen Kompetenzen der 
Ehrenamtlichen (vgl. Reichl 2018). Alle 
Formen haben gemeinsam, dass die Eh-
renamtlichen in die Polizei ein- oder an-
gebunden und für die Wohnbevölkerung 
sichtbar (z.B. durch Uniformierung) im 
(halb-)öffentlichen Raum präsent sind. 

Nachfolgend wird das ehrenamtliche 
Polizieren am Beispiel des Freiwilligen 
Polizeidienstes in den Städten D und E be-
trachtet, da diese in unterschiedlichen Mo-
dellen verortet sind: Stadt D im behörd-
lichen und Stadt E im öffentlichen Modell. 

Dabei wird der Frage nachgegangen, 
inwieweit sich die Existenz dieses ande-
ren Akteurs auf die polizeiliche Arbeits-
weise auswirkt, sodass Rückschlüsse auf 
Aspekte der Kontextadäquanz gezogen 
werden können: Da im Rahmen dieses Ar-
tikels die polizeiliche Perspektive im Vor-
dergrund steht, sind das hier die Aspekte 
des situationsangemessenen und qualif-
kationsgerechten Praxiseinsatzes. Anhand 
des Datenmaterials ließen sich mit Blick 
auf das in die Polizei eingebundene, bür-

gerschaftliche Polizieren drei zentrale Mo-
mente identifizieren: entlastende, unter-
stützende und belastende Aspekte für die 
Polizeiarbeit. Unterstützung meint dabei 
die „Zusätzlichkeit“ (vgl. auch Schumacher 
2015) des ehrenamtlichen Engagements, 
d.h. es geht um eine Ergänzung. Entlas-
tung hingegen meint eine tatsächliche 
Entlastung von originär polizeilichen 
Aufgaben bzw. einen Ressourcenersatz. 
Belastung meint bspw. die Mehrarbeit für 
Polizistinnen und Polizisten, die durch das 
ehrenamtliche Polizieren entstehen kann. 

Die Datengrundlage nachfolgender Er-
kenntnisse bilden insgesamt elf leitfaden-
gestützte Interviews mit Angehörigen des 
Freiwilligen Polizeidienstes und Vertrete-
rinnen und Vertretern der Landespolizeien, 
die im Sommer 2018 und 2019 in den 
Untersuchungsstädten D und E geführt 
wurden. Weil der Analyseschwerpunkt 
auf dem inhaltlichen Erkenntnisgewinn 
liegt, sind die Materialformen inhaltlich 
ausgewertet worden. Die Ergebnisdarstel-
lung folgt einem qualitativen Paradigma, 
wenngleich auf das direkte Zitieren aus 
dem Interviewmaterial verzichtet wird. 

4.1 Der Freiwillige Polizeidienst in 
Untersuchungsstadt D 
In Untersuchungsstadt D gibt es den Frei-
willigen Polizeidienst schon seit einigen 
Jahrzehnten. Die Freiwilligen sind in die 
Polizei eingebunden, haben während ihres 
Dienstes die Stellung einer Polizeibeam-
tin bzw. eines Polizeibeamten, tragen sehr 
ähnliche Uniformen wie die hauptamtliche 
Polizei und sind bewaffnet. Die Ausbil-
dung der Freiwilligen umfasste ca. 100 
Stunden, in denen u.a. rechtliche Aspekte 
vermittelt und praktische Handlungstrai-
nings durchgeführt wurden.9 In Stadt D 
sind derzeit (Stand 2019) unter 30 Per-
sonen im Freiwilligen Polizeidienst aktiv. 

Allerdings haben sich in den letzten 
Jahren Änderungen in den Einsatzberei-
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chen der Ehrenamtlichen ergeben. So 
wurden die Ehrenamtlichen bis vor einigen 
Jahren im regulären Streifendienst als Er-
satz für eine Polizeibeamtin bzw. einen 
Polizeibeamten oder auch als Streifenduo 
(also zwei Freiwillige) eingesetzt. Der 
Einsatz Polizeifreiwilliger als Ersatz für 
Polizeipersonal, also die Entlastung der 
Polizei durch Freiwillige, ging aus poli-
zeilicher Sicht mit einer gewissen ambiva-
lenten Haltung zwischen Besorgnis („auf 
was muss ich mich hier einlassen“) und 
Erleichterung („ein Hauptamtlicher mehr, 
der in den Urlaub gehen kann“) einher. 
Zudem wurden Belastungsmomente kri-
tisch angemerkt, da die Ehrenamtlichen 
als Streifenpartnerin bzw. Streifenpartner 
mehr Kontrolle bzw. Rücksprachen benö-
tigten als vollausgebildete Polizistinnen 
und Polizisten. 

Derzeit werden Polizeifreiwillige in Stadt 
D nicht mehr in dieser Form eingesetzt. 
Die Aufgaben umfassen heute die Ver-
kehrsregelung bei Veranstaltungen, Fahr-
dienste, bspw. bei Gefangenentransporten, 
Anwesenheit bei Informationsständen der 
Polizei auf Veranstaltungen, aber auch 
die Arbeit mit hauptamtlichen Polizistin-
nen und Polizisten im Polizeigewahrsam. 
Streife laufen die Freiwilligen nur noch im 
Rahmen von Veranstaltungen, wie Festen, 
aber nicht mehr in der Innenstadt oder in 
anderen Stadtteilen. 

Obwohl die Freiwilligen heute nicht 
mehr als Ersatzpersonen für Hauptamt-
liche im Streifendienst eingesetzt werden, 
scheint die Entlastung der Polizei weiterhin 
das oberste Ziel. Unterstützungsaspekte 
konnten lediglich in Ansätzen festgestellt 
werden, bspw. wenn Polizeifreiwillige bei 
Verkehrsabsperrungen eingesetzt werden, 
für die es sonst kein Personal gegeben 
hätte. 

Der Entlastungseinsatz durch die Frei-
willigen als Ersatz für Hauptamtliche ist 
dabei aus polizeilicher Sicht nach wie vor 

umstritten. Kritik am Freiwilligen Poli-
zeidienst geht u.a. mit der Refexion über 
die Zielerreichung der ersetzenden Entlas-
tung einher. So wird bemängelt, dass die 
Freiwilligen auch mit den heutigen Auf-
gaben infolge ihrer deutlich geringeren 
Ausbildung – insbesondere im Vergleich 
zur zunehmend akademisierten Polizei-
ausbildung – und dem geringeren Erfah-
rungswissen – das bei der Polizei als „Er-
fahrungsberuf“ (Lorei 2007) zentral ist – 
eine Entlastung höchstens bedingt leisten 
können. Belastungsmomente wurden von 
den Interviewpartnerinnen und -part-
nern von PluS-i für den heutigen Einsatz 
Polizeifreiwilliger allerdings nicht mehr 
genannt,10 jedoch geht der Einsatz von 
Ehrenamtlichen immer mit einer gewis-
sen Ressourcenbindung (bspw. in Form 
der Aufgabenzuweisung), also Belastung, 
Hauptamtlicher einher. 

4.2 Der Freiwillige Polizeidienst in 
Untersuchungsstadt E 
In Stadt E gibt es den Freiwilligen Poli-
zeidienst seit Beginn der 2000er Jahre. Im 
Gegensatz zum Freiwilligen Polizeidienst 
in Stadt D hat er bislang keine grundle-
genden Änderungen erfahren. Der Dienst 
ist dabei zwar angebunden an die Polizei, 
wird jedoch von der Kommune fnanziert, 
weshalb es hier verstärkt Schnittstellen 
zum kommunalen Ordnungsdienst gibt. 
Die Ausbildung der Freiwilligen umfasste 
ca. 50 Stunden, wobei rechtliche Aspekte 
vermittelt wie auch Einsatztrainings durch-
geführt wurden. Die Freiwilligen haben 
während ihres Dienstes „erweiterte Je-
dermannsrechte“, was bedeutet, dass sie 
neben den Jedermannsrechten des Zivil-, 
Straf-, Strafprozess- und Ordnungswid-
rigkeitenrechts zusätzlich u.a. auch Iden-
titätsfeststellungen vornehmen und Platz-
verweise aussprechen dürfen. In Stadt E 
sind derzeit (Stand 2019) unter 30 Per-
sonen im Freiwilligen Polizeidienst aktiv. 
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Die zentrale Aufgabe der Freiwilligen in 
Stadt E sind Streifengänge. Sie bestreifen 
die Stadt oder bestimmte Stadtteile unifor-
miert, wobei „Freiwilliger Polizeidienst“ 
auf die Kleidung aufgedruckt ist,11 und 
je nach Revierzugehörigkeit werden sie 
auch an speziellen Orten, wie Spielplätzen, 
Schulen, Kindergärten, in Grünanlagen, in 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder auch bei 
besonderen Veranstaltungen und Festen, 
eingesetzt. Dabei fungieren sie als An-
sprechpartnerinnen und -partner für die 
Bevölkerung und sollen „beobachten und 
melden“ – in kritischen Situationen also 
immer die Polizei einschalten. Auch für 
Aufgaben, wie die Betreuung eines Infor-
mationsstandes der Polizei bei Festen oder 
Veranstaltungen, werden die Freiwilligen 
eingesetzt. 

Insgesamt steht beim Freiwilligen Poli-
zeidienst in Stadt E die ergänzende Unter-
stützung der Polizei im Vordergrund. So 
werden die Ehrenamtlichen von Polizistin-
nen und Polizisten sowie Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Ordnungsamtes als 
zusätzliches oder erweitertes Organ be-
schrieben, über das sie bspw. ordnungs-
rechtliche oder polizeirelevante Erkennt-
nisse beziehen und zudem polizeiliche 
Anliegen in stärkerem Maß nach außen 
transportieren können. 

Teilweise wird allerdings darauf hinge-
wiesen, dass bspw. Streifen in der Innen-
stadt durch die Polizei zeitlich nicht mehr 
möglich seien und dass hier der Freiwillige 
Polizeidienst einspringen könne. Solche 
Aussagen weisen dann auch in Stadt E auf 
gewisse Entlastungsmomente mit erset-
zendem Charakter hin. 

Eine erwähnenswerte Entwicklung in 
Stadt E ist zudem, dass der kommunale 
Ordnungsdienst, mit besonders weitge-
henden Kompetenzen, vergleichbar der 
von Polizeibeamtinnen und -beamten, 
aufgestockt wurde.12 Da vorher die Poli-
zei Aufgaben des kommunalen Ordnungs-

dienstes übernommen und dafür z.T. 
Polizeifreiwillige eingesetzt hat – zumin-
dest für Aufgaben, die im Rahmen ihrer 
Befugnisse möglich waren –, kommt es 
nun zu gewissen Konkurrenzsituationen 
zwischen Freiwilligem Polizeidienst und 
kommunalem Ordnungsdienst: So fühlte 
sich ersterer manchmal überfüssig. Inso-
fern hat der Freiwillige Polizeidienst vor 
der Aufstockung des kommunalen Ord-
nungsdienstes diesen in einer gewissen, 
allerdings allein schon zahlenmäßig13 sehr 
eingeschränkten Weise, ersetzt. Momen-
tan werden auf Grund der weggefallenen 
Aufgaben neue Aufgaben gesucht, die die 
Polizeifreiwilligen übernehmen können. 
Angedacht sind bspw. Flohmarktkontrol-
len, die im Rahmen von Streifengängen 
übernommen werden – hier gibt es Schu-
lungen dahingehend, was verbotene Ge-
genstände sind und wie Gewerbescheine 
aussehen. Da diese Kontrollen aber wie-
derum originäre Aufgaben des Ordnungs-
amtes darstellen, wird zu sehen sein, wie 
sich das Verhältnis der beiden Akteure 
entwickelt, wenn der kommunale Ord-
nungsdienst weiter ausgebaut wird. 

Aussagen dahingehend, dass der Frei-
willige Polizeidienst in Stadt E eine Belas-
tung darstellt, wurden von den PluS-i 
Interviewpartnerinnen und -partnern nicht 
getätigt. Jedoch ist auch hier anzumerken, 
dass die für das Ehrenamt zuständigen 
Polizistinnen und Polizisten zunächst eine 
gewisse Mehrarbeit haben, allein schon 
zur Koordination der Aufgaben der Ehren-
amtlichen (vgl. Abschnitt 4.1). Da Ehren-
amtliche bspw. uniformiert sind, obwohl 
sie nicht dieselben Aufgaben übernehmen 
können und sollen wie die Polizei, hinter-
fragen kritische Stimmen aus Polizei und 
Ordnungsamt oftmals die Effektivität und 
Situationsangemessenheit eines solchen 
ergänzenden Dienstes. 

https://wurde.12
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5. SCHLUSSFOLGERUNG UND 
AUSBLICK 
Die in PluS-i betrachteten Formen und 
Akteure des Polizierens sind vielfältig. 
So ließen sich exemplarisch anhand der 
Untersuchungsstädte D und E zwei we-
sentlich verschiedene Formen des ehren-
amtlichen Polizierens darstellen. Anhand 
des Datenmaterials zeigt sich, dass der 
Freiwillige Polizeidienst in Stadt D in sei-
ner jetzigen Verwendung insbesondere zur 
Entlastung der Polizei dienen soll. Dies 
liegt in der früheren Ausgestaltung be-
gründet, in der Freiwillige als Ersatz für 
Hauptamtliche im Streifendienst einge-
setzt wurden. Auch wenn diese Praxis seit 
einigen Jahren nicht mehr umgesetzt wird, 
bleibt die Entlastung der Polizei oberstes 
Ziel. In Stadt E hingegen steht der Unter-
stützungsaspekt im Vordergrund. Inwie-
fern die Ausgestaltung der Dienste und die 
damit verbundenen Zielsetzungen auch in 
den Modellen begründet liegen und nicht 
nur in deren Historie wird auch Gegen-
stand der weiteren PluS-i Forschung sein. 

Aus den hier dargestellten ersten Ergeb-
nissen lassen sich zudem thesenartig vier 
mögliche Spannungsverhältnisse des ehren-
amtlichen Polizierens im Zusammenhang 
mit dem situationsangemessenen und qua-
lifkationsgerechten Praxiseinsatz ablei-
ten, die im weiteren Projektverlauf näher 
betrachtet, analysiert und zur Diskussion 
gestellt werden müssen. 

Das erste Spannungsverhältnis lässt sich 
mit einer fehlenden Praxiserfahrung auf 
Seiten der Ehrenamtlichen versus dem Er-
fahrungsberuf Polizei überschreiben. So 
dürfte den Freiwilligen der Umgang mit 
den Unwägbarkeiten bei der Polizeiarbeit 
nicht nur auf Grund der geringeren Aus-
bildung, sondern auch auf Grund ihres 
zeitlich begrenzten Einsatzes im Vergleich 
zu den hauptamtlich Agierenden fehlen. 
Neben den möglichen Auswirkungen für 
die Ehrenamtlichen selbst erscheint damit 

eine echte Entlastung der Polizei durch 
das Ehrenamt insgesamt fraglich. 

Zweitens muss die Besonderheit des 
Ehrenamts im Vergleich zu einem Beruf, 
wie in Abschnitt 4 bereits angedeutet, re-
fektiert werden. Gerade der Unterschied 
zwischen dem Berufsbild „Polizistin“ 
bzw. „Polizist“ und dem Ehrenamt „Poli-
zeifreiwillige“ bzw. „Polizeifreiwilliger“ 
oder „Polizeihelferin“ bzw. „Polizeihel-
fer“ scheint von einer gewissen Fallhöhe 
geprägt: Neben dem Beamtentum haben 
Polizeibeamtinnen und -beamte eine 
„Dienst- und Treuepficht“14, die so von 
Ehrenamtlichen nicht zu erwarten sein 
dürfte. Auch wenn davon auszugehen ist, 
dass mit der Ausübung des Ehrenamts 
eine Verpflichtung einhergeht, bleibt es 
doch eine freiwillige Tätigkeit, bei der 
„legitimer Weise die Gründe ‚ich habe 
heute keine Lust‘ oder ‚ich habe heute et-
was Besseres vor‘“ (Schumacher 2015, 42) 
vorgebracht werden könnten. 

Mit Blick auf die beiden PluS-i Unter-
suchungsstädte zeigen sich zwar in der 
derzeitigen Verwendungsweise keine ex-
plizit durch die Interviewpartnerinnen 
und -partner genannten Belastungsmo-
mente. Allerdings, und dies benennt ein 
weiteres mögliches Spannungsverhältnis, 
ist zu vermuten, dass die Ausübung eines 
Ehrenamtes wohl immer mit gewissen Be-
lastungen in Form der Inanspruchnahme 
von hauptamtlich Beschäftigten einhergeht 
(vgl. Abschnitte 4.1 und 4.2) (ebd., 39) – 
schließlich müssen diese ausgebildet, 
Aufgaben gefunden und ggf. kontrolliert 
sowie formale Aspekte (Auszahlung der 
Aufwandsentschädigung etc.) geregelt 
werden. Um diese Ressourcenbindung 
der Polizei durch die Ehrenamtlichen zu 
legitimieren, müsste die Unterstützung 
bzw. Entlastung aus Effektivitäts- oder gar 
Effizienzgesichtspunkten durch die Eh-
renamtlichen so groß sein, dass mögliche 
Belastungsmomente der Polizei wieder 
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ausgeglichen würden bspw. durch „Ver-
besserungen bei den Angeboten und Leis-
tungen für die Zielgruppen“ (also für die 
Stadtbevölkerung) (ebd., 40).15 Gleichzei-
tig ist jedoch eine Entlastung von originär 
polizeilichen Aufgaben bzw. ein Ressour-
cenersatz, wie in Abschnitt 4 herausge-
stellt wurde, nur bedingt möglich. 

Viertens lässt sich ein Spannungsver-
hältnis im Zusammenhang mit der polizei-
gleichen bzw. polizeiähnlichen Uniformie-
rung Freiwilliger vermuten. Freiwillige 
können die Polizei vor allem dann als ver-
längerter Arm gegenüber Bürgerinnen 
und Bürgern unterstützen und entlasten, 
wenn diese auch als der Polizei zugehörig 
identifziert werden können. Auf Grund 
einer ähnlichen oder fast identischen 
Uniformierung ist es für Außenstehende 
kaum (Stadt D) bzw. schwierig (Stadt E) 
möglich, Freiwillige von hauptamtlichen 
Akteuren zu unterscheiden. Die Verwech-
selbarkeit zwischen den Diensten müsste 
aber eigentlich ausgeschlossen sein, um 
eine klare Unterscheidbarkeit der Kom-
petenz- und Zuständigkeitsbereiche zu 
ermöglichen. Unter den gegebenen Um-
ständen dürfte dies nicht zu gewährleisten 
sein. Und das kann dazu führen, dass Bür-
gerinnen und Bürger Ansprüche an ver-
hältnismäßig gering ausgebildete Akteure 
stellen, die diese gar nicht erfüllen können 
(vgl. Hirschmann/Groß 2012). 

Anhand der bisherigen PluS-i Untersu-
chungsergebnisse lässt sich das freiwillige 

Engagement bei der Polizei zwischen Ent-
lastung und Unterstützung verorten. Ers-
teres kann nur bedingt geleistet werden 
und Letzteres muss als so sinnvoll bzw. 
effektiv angesehen werden, dass die po-
lizeiliche Ressourcenbindung für die Eh-
renamtlichen legitimiert ist. 

Um ein kontextadäquates Polizieren 
durch Ehrenamtliche sicherzustellen, er-
scheint der Einsatz Ehrenamtlicher als zu-
sätzliche Kräfte bei der Polizei für klar de-
fnierte Bereiche und Aufgaben möglich, 
die jedoch stetig auf ihre Zielausrichtung 
überprüft und refektiert werden müssten. 
Eine echte Entlastung des Polizeiapparates 
kann nur durch entsprechend geeignetes 
und geschultes Personal möglich sein, was 
die Polizei infolge des oft beschriebenen 
Bewerberinnen- und Bewerbermangels 
weiterhin vor Herausforderungen stellen 
dürfte (Spiegel Online 2019). 

Auch wenn das ehrenamtliche Engage-
ment auf Grund der An- bzw. Einbindung 
in die Polizei besonders ist, sind durch 
die Existenz sonstiger nicht-polizeilicher 
Sicherheitsakteure, wie kommunale Ord-
nungs- und gewerbliche Sicherheitsdienste, 
weitere oder andere Spannungsverhält-
nisse im Praxiskontext des Polizierens 
wahrscheinlich. Die Auseinandersetzung 
mit möglichen Spannungsverhältnissen 
und weiteren Fragen hinsichtlich der kon-
textadäquaten Praxis werden im PluS-i 
Projekt daher weiter verfolgt. 

1 Teamzusammensetzung: Nathalie 

Hirschmann (Soziologin, Kriminologin), 

schwerpunktmäßig zuständig für die wis-

senschaftliche Arbeitsrate zur Praxis und 

Kontextadäquanz (AP 2.2 und AP 3); 

Tobias John (Politikwissenschaftler), 

schwerpunkmäßig zuständig für die wis-

senschaftliche Arbeitsrate zum Mapping, 

zur Policyanalyse und zur Legitimität 

(AP 2.1, AP 2.3 und AP 4); Frauke Reichl 

(Politikwissenschaftlerin), schwerpunkt-

mäßig zuständig für die wissenschaftli-

che Arbeitsrate zur Kontextadäquanz und 

Legitimität aus Sicht der Bürgerinnen 

und Bürger (AP 3.2 und AP 4.2); Dennis 

Goldig (Volkswirt), schwerpunktmäßig 

zuständig für die wissenschaftliche 

Arbeitsrate zur Effizienz (AP 5); Sigrid 
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Pehle (Sozialwissenschaftlerin und Kriminolo-

gin), schwerpunktmäßig zuständig für die wis-

senschaftliche Arbeitsrate zur Effektivität (AP 6); 

Lisa Vogt (Kauffrau für Büromanagement, Kul-

tur- und Sozialanthropologin BA, Studium der 

Humangeographie MSc), unterstützt als studen-

tische Hilfskraft schwerpunktmäßig die Arbeits-

rate zum Mapping (AP 2.1); Keerthana Kuperan 

(Soziologin BA, Studium der Volkswirtschafts-

lehre BA), unterstützt als studentische Hilfskraft 

schwerpunktmäßig die Arbeitsrate zur Effektivi-

tät (AP 6); Jacqueline Garand (Europäische Stu-

dien BA, Studium der Politikwissenschaft MA), 

unterstützt als studentische Hilfskraft schwer-

punktmäßig die Arbeitsrate zur Policyanalyse 

und Legitimität (AP 2.3 und AP 4). 
2 Bundesverband der Sicherheitswirtschaft e.V., 

Deutsche Hochschule der Polizei, Europäisches 

Zentrum für Kriminalprävention e.V., Fachhoch-

schule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-

Westfalen, Hessische Hochschule für Polizei 

und Verwaltung, Hochschule für Wirtschaft und 

Recht Berlin, Johann Wolfgang Goethe-Uni-

versität Frankfurt, Landesamt für Ausbildung, 

Fortbildung und Personalangelegenheiten der 

Polizei Nordrhein-Westfalen, Ordnungsamt der 

Stadt Essen, Universität Siegen und Westfälische 

Wilhelms-Universität Münster. 
3 Der Fokus liegt auf den deutschen Landes-

polizeien. 
4 Wobei Alternativfälle ausgewählt wurden, auf 

die im Fall eines nicht zu realisierenden Feld-

zugangs zurückgegriffen werden konnte, was für 

zwei Städte auch notwendig wurde. Die Einwoh-

nerzahlen der Städte werden aus Gründen der 

Anonymisierung nicht genannt. 
5 Eine Konstanthaltung von soziodemografschen 

Rahmenbedingungen war nur eingeschränkt 

möglich, da die Anzahl deutscher Großstädte mit 

80 recht begrenzt ist. 
6 Dies ist für Bürgerinnen und Bürger nicht zu 

erkennen, da die Doppelstreife aus Personal des 

kommunalen Ordnungsdienstes und Personal des 

gewerblichen Sicherheitsunternehmens gleich 

uniformiert ist. 
7 Ausnahmen stellen Beliehene bzw. Hilfspolizei-

beamtinnen und -beamte, z.B. nach § 99 HSOG 

(Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung), dar. 
8 In Brandenburg gibt es zudem die so genannten 

Sicherheitspartner (vgl. Reichl 2018). 
9 44 Theoriestunden, 40 Praxisstunden, 16 Stun-

den Schusswaffentraining, 32 Stunden bedarfs-

orientierte Praxiseinführung (vgl. Hirschmann/ 

Groß 2012, Anhang A3, Tabelle 15). Die Ausbil-

dung ist derzeit allerdings ausgesetzt, da keine 

neuen Freiwilligen eingestellt werden. 
10 Wobei zu fragen wäre, welche Einstellungen 

bspw. bei Polizeibeamtinnen und -beamten, die 

gemeinsam mit Polizeifreiwilligen im Polizeige-

wahrsam arbeiten, vorzufnden sind. Zusätzlich 

ist hinzuzufügen, dass die Freiwilligen durch 

Polizistinnen und Polizisten kaum auf persön-

licher Ebene als ungeeignet und inkompetent kri-

tisiert werden, sondern vielmehr die strukturelle 

Konstruktion des Polizeifreiwilligendienstes kri-

tisiert wird. 
11 Sie sind also als Freiwilliger Polizeidienst 

bzw. polizeilicher Sicherheitsakteur zu erkennen. 
12 Allerdings ohne das Tragen und den Gebrauch 

von Schusswaffen. 
13 In Stadt E besteht eine Obergrenze von 30 

aktiven Freiwilligen. 
14 Allgemeine Pfichten und Rechte von Bundes-

beamtinnen und -beamten gemäß §§ 60 bis 86 

BBG (Bundesbeamtengesetz). 
15 Hier sei jedoch auf Pütter und Kant (Pütter/ 

Kant 2000) verwiesen, die als einzigen Effekt eh-

renamtlich Polizierender die lokale Verdrängung 

bestimmter Kriminalitätsformen sehen. Darauf 

aufbauend könnte kritisch hinterfragt werden, 

für welche Bürgergruppen (Zielgruppen) „Ver-

besserungen bei den Angeboten und Leistungen“ 

erbracht werden. 
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